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Salzlandkreis
Der Landrat

Vollzug des Bundesjagdgesetzes (BJagdG) und des Landesjagdgesetzes für Sachsen-Anhalt

(LJagdG); Angliederung von jagdbezirksfreien Flächen der Gemarkung Plötzky, Flur 7

Auf der Grundlage des § 5 Abs. 1 Bundesjagdgesetz (BJagdG) vom 29.09.1976 (BGBl. I S. 2849)
sowie § 5 Abs. 6 und § 6 Abs. 3 Satz 2 Landesjagdgesetz Sachsen-Anhalt (LJagdG LSA) vom

23.07.1991 (GVBI. LSA S. 186) in der jeweils gültigen Fassung, erlässt der Salzlandkreis

nachstehende

Allqemeinverfüqunq

1. Die nachfolgend benannten jagdbezirksfreien Flurstücke der Gemarkung Plötzky, Flur 7,

Salzlandkreis, mit einer Gesamtgröße von 146,1971 ha (124 Flurstücke), werden wie folgt

angegliedert:

> An den gemeinschaftlichen Jagdbezirk Magdeburg-Pechau werden folgende 99

Flurstücke in der Größe von 88,4838 ha angegliedert:

1/1, 1/2, 2, 4/1-4/12, 5/1, 7/1, 13, 14/1, 18/1, 21/1, 24/1, 28/1, 30, 31, 60, 66, 67/1-

67/4, 98/1, 119/1, 130/1, 131/1, 140/1, 141/1, 143, 144, 145, 146, 147, 147/77, 150,
151, 151/78, 152, 153, 154, 154/79, 67/5, 67/7-67/13, 72/2, 72/5, 90/1, 93/1, 94/1,
97/1, 208/67, 209/67, 210/67, 212/67, 213/67, 217/67, 218/67, 224/67, 225/67,
226/67, 227/67, 231/67, 232/67, 233/67, 240/67, 241/67, 276/67, 277/67, 278/67,
279/67, 280/72, 288/14, 289/16, 323/79, 324/79, 325/80, 10014, 10016, 10018,
10021, 10023, 10025, 10027, 10029, 10030

An den Eigenjagdbezirk „Schipper  werden folgende 25 Flurstücke in Größe von

57,7133 ha angegliedert:

36, 40, 43, 55/4, 322/32, 44, 45, 46, 47/1, 47/2, 48, 49, 50, 51, 52, 53, 55/2, 55/3,

61, 62, 246/69, 247/69, 248/69, 249/69, 299/72

2. Die sofortige Vollziehung dieser Verfügung wird angeordnet.

Begründung:

Nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 LJagdG LSA kann die Jagdbehörde Jagdbezirke unter den

Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 BJagdG von Amts wegen abrunden. Laut § 5 Abs. 1 BJagdG

können Jagdbezirke durch Abtrennung, Angliederung oder Austausch von Grundflächen

abgerundet werden, wenn dies aus Erfordernissen der Jagdpflege und Jagdausübung notwendig

ist.

Laut § 5 Abs. 1 BJagdG i.V.m. § 6 Abs. 3 LJagdG LSA sollen Grundflächen, die zu keinem

Jagdbezirk gehören, folglich jagdbezirksfreie Flächen, einem benachbarten Jagdbezirk

angegliedert werden. Aus dem Interesse an einer flächendeckenden Jagdausübung und der damit

verbundenen Hege sollen jagdbezirksfreie Flächen grundsätzlich vermieden werden.

Jagdbezirksfreie Flächen sind, soweit sie nicht für sich die Voraussetzungen eines selbständigen

Jagdbezirkes bilden, einzelne bejagbare Grundflächen einer Gemarkung, denen der

Zusammenhang zu einem gemeinschaftlichen Jagdbezirk dieser Gemarkung fehlt.



Die Flächen des Salzlandkreises in der Gemarkung Plötzky, Flur 7, mit einer Größe von

146,1971 ha, sind jagdbezirksfreie Flächen (eine sog. Enklave), da sie keine Verbindung zum

gemeinschaftlichen Jagdbezirk Plötzky haben.

Sie werden durch den Eigenjagdbezirk „Eibaue , den gemeinschaftlichen Jagdbezirk Pechau,

Landeshauptstadt Magdeburg und die Enklave Gommern Flur 11 von dem gemeinschaftlichen

Jagdbezirk Plötzky getrennt.

Die o.g. Enklave erfüllt auch selbst nicht die Voraussetzungen eines eigenständigen Jagdbezirks

nach §§ 7, 8 BJagdG oder §§ 9, 10 LJagdG.

§ 6 Abs. 3 Satz 2 LJagdG i.V.m. § 5 BJagdG, § 5 LJagdG und Nr. 3 u. 4 AB-LJagdG ordnet an,

dass jagdbezirksfreie Flächen einem Jagdbezirk angegliedert werden sollen. Im Interesse des

Eigentumsschutzes haben grundsätzlich Angliederungsvereinbarungen Vorrang. Davon kann

gemäß Nr. 3 AB-LJagdG abgewichen werden, wenn Angliederungsvereinbarungen wegen der

Eigentumsverhältnisse (hier 124 Flurstücke) mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden

wären.

Gemäß Nr. 4.1 AB-LJagdG sind jagdbezirksfreie Flächen unter Berücksichtigung der Erfordernisse

der Jagdpflege und Jagdausübung einem Eigenjagdbezirk oder gemeinschaftlichen Jagdbezirk

anzugliedern.

Unter Berücksichtigung der Erfordernisse der Jagdpflege und Jagdausübung und in Abstimmung
mit den Jagdausübungsberechtigten im gemeinschaftlichen Jagdbezirk Magdeburg-Pechau und

dem Eigenjagdbezirk „Schipper  erfolgt die oben beschriebene Aufteilung der Enklave Plötzky,

Flur 7.

Gemäß § 5 Abs. 6 LJagdG kann die Angliederung aufgehoben oder geändert werden, wenn ihre

Voraussetzungen nachträglich ganz oder teilweise entfallen.

§ 5 Abs. 4 LJagdG regelt den wirtschaftlichen Interessenausgleich zwischen dem

Grundeigentümer der angegliederten Fläche und dem Angliederungsbegünstigten. Es ist eine

angemessene Entschädigung in Höhe des ortsüblichen Jagdpachtzinses zu leisten.

Die sofortige Vollziehung dieser Verfügung gemäß § 80 Abs. 2 Ziffer 4 der
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) wird hiermit im öffentlichen Interesse unter pflichtgemäßer

Abwägung aller Belange angeordnet.

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung begründet sich aus dem öffentlichen Interesse der

Jagdpflege und der Jagdausübung. Das Ruhen der Jagd kann für die Dauer eines

Widerspruchsverfahrens oder eines sich möglicherweise anschließenden Klageverfahrens nicht

hingenommen werden, da unter diesen Gegebenheiten weder Maßnahmen des Jagdschutzes,

noch der Wildschadensverhütung ergriffen werden können. Ungerechtfertigte Belastungen zu

Lasten der Grundstückseigentümer und der wirtschaftenden Landwirte wären die Folge. Der

Jagdschutz richtet sich in erster Linie auf den Schutz des Wildes vor Wilderern, Futternot und

Wildseuchen, sowie wildernden Hunden und Katzen.

Nur durch die Anordnung der sofortigen Vollziehung der Allgemeinverfügung kann die besondere

Gefahr, die durch eine nicht ordnungsgemäße Bejagung besteht, beseitigt werden. Es kann bei

Berücksichtigung der betroffenen Flächen nicht hingenommen werden, dass durch die Einlegung

eines Rechtsmittels die Möglichkeit besteht, die ordnungsgemäße Jagdausübung, die

Wildschadensverhütung und den Schutz des Wildes zu behindern. Eine solche Möglichkeit wäre

im überwiegenden öffentlichen Interesse nicht hinnehmbar.

Rechtsbehelfsbelehrunq:
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch

erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei  Salzlandkreis,

Karlsplatz 37, 06406 Bernburg (Saale), einzulegen.



Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann beim Verwaltungsgericht Magdeburg,

Breiter Weg 203-206, 39204 Magdeburg die Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung
beantragt werden.

Bekanntmachunqsanordnunq

Die vorstehende Allgemeinverfügung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht und gilt am

Landrat



































Richtlinie zur Gewährung von Zuwendungen zur Förderung der Kinder- und Jugend¬

arbeit, Jugendsozialarbeit und des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes im

Salzlandkreis

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

1.1 Der Salzlandkreis gewährt auf der Grundlage der §§11 bis 14 und § 74 des Achten

Buches Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII), nach Maßgabe dieser

Richtlinie und in Verbindung mit Teil 7 des Kommunalverfassungsgesetzes des Lan¬

des Sachsen-Anhalt (KVG LSA), der Kommunalhaushaltsverordnung (KomHVO), des

Haushaltsplanes des Salzlandkreises in der jeweils gültigen Fassung und der Verwal¬

tungsvorschriften zu § 44 der Landeshaushaltsordnung in entsprechender und ergän¬

zender Anwendung (W-LHO, RdErl. des MF vom 01.02.2001, MBI. LSA 2001, S. 241,

zuletzt geändert durch Verwaltungsvorschrift vom 28.01.2013, MBI. LSA 2013, S. 73)

sowie der ergänzenden Regelungen im Zusammenhang mit den Verwaltungs orschrif¬

ten zu den §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung des Landes Sachsen-Anhalt

(Zuwendungsrechtsergänzungserlass des MF vom 06.06.2016, Az. 21.12-04011-8,

MBI. LSA 2016, S. 383) in der jeweils gültigen Fassung, Zuwendungen zur Förderung

der Kinder- und Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit und des erzieherischen Kinder- und

Jugendschutzes im örtlichen Bereich.

1.2 Die Entwicklung von Leistungen der Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit und des erzie¬

herischen Kinder- und Jugendschutzes (§§ 11 bis 14 SGB VIII) anerkannter freier Trä¬

ger der Jugendhilfe (§§ 74, 75 SGB VIII) soll vorrangig gefördert werden.

1.3 Ein Anspruch der Antragstellenden auf Gewährung der Zuwendung besteht nicht,

vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehörde auf Grund ihres pflichtgemäßen Ermes¬

sens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

2. Gegenstand der Förderung

2.1 Angebote der Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit und des erzieherischen Kinder- und

Jugendschutzes sind Leistungen der Jugendhilfe im Sinne des § 2 Abs. 2 SGB VIII.

Diese Angebote richten sich an Kinder, Jugendliche und junge Volljährige soweit sie
das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. In die Förderung können auch Perso¬

nen über 27 Jahre einbezogen werden, wenn sie als ehren-, haupt- und/oder neben

amtliche Kräfte in der Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit und des erzieherischen Kinder-

und Jugendschutzes tätig sind.

Kinder und Jugendliche sollen bei der Ausgestaltung aller Angebote angemessen be¬

teiligt sein.

2.2 Zuwendungen werden für folgende örtliche Maßnahmen nach §§11 bis 14 SGB VIII

gewährt:

a) Einrichtungen der offenen Kinder- und Jugendarbeit

b) Maßnahmen der Kinder- und Jugendbildung

c) Maßnahmen der Kinder- und Jugenderholung und -freizeit

d) Jugendverbandsarbeit
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e) Maßnahmen mit benachteiligten jungen Menschen im Rahmen der Jugendsozial¬

arbeit

f) Maßnahmen mit präventivem Charakter des erzieherischen Kinder- und Jugend¬

schutzes

3. Zuwendungsempfänger

3.1 Zuwendungen können erhalten

a) freie Träger der Jugendhilfe unter der Voraussetzung für eine Förderung nach § 74

Abs. 1 SGB VIII und anerkannte freie Träger der Jugendhilfe, die Leistungen nach

§§ 11 bis 14 SGB VIII erbringen und die im Salzlandkreis tätig sind

b) kreisangehörige Gemeinden und Städte, sofern sie für die Jugendarbeit/ Jugend¬

sozialarbeit und den erzieherischen Kinder- und Jugendschutz Leistungen erbrin¬

gen

3.2 Zuwendungen werden bewilligt für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene, sowie

Personen über 27 Jahren, die als ehren-, haupt-, und/oder nebenamtliche Kräfte in der

Jugendarbeit tätig sind. Diese sollen ihren ständigen Wohnsitz im Salzlandkreis haben.

Das Angebot des freien Trägers muss allen Kindern und Jugendlichen offen stehen

und zwar unabhängig von Religions-, Vereins- und Verbandszugehörigkeit.

3.3 Es können Antragsteller ausgeschlossen werden, die ihren Verpflichtungen zur Vorla¬

ge von Verwendungsnachweisen und Belegen bei früheren Zuwendungen nicht nach¬

gekommen sind. Ebenfalls können Antragsteller von der Förderung ausgeschlossen

werden, deren Maßnahmen ausschließlich religiöser, parteipolitischer oder sportlicher

Art sind bzw. im überwiegenden Maße Verbandszwecken dienen.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Es werden für die Förderbereiche nach Nr. 2.2 nur solche Maßnahmen/Projekte geför¬

dert, die auf den qualitativen Anspruch für die Kinder- Jugendarbeit und/oder Jugend¬

sozialarbeit und des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes des Salzlandkreises

abgestimmt sind.

Die Maßnahmen müssen mit einer sozialpädagogischen Konzeption begründet sein

(insbesondere Zielgruppen, Methoden und personelle Absicherung).

4.2 Die Tätigkeit der Zuwendungsempfänger soll sich an den Bedürfnissen der Teilnehmer

orientieren und pädagogisch ausgerichtet sein.

5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung

5.1 Zuwendungsart und Form der Zuwendung:

Die Zuwendung wird dem Zuwendungsempfänger in Form der nichtrückzahlbaren Zu¬

wendung zur Anteils-, Fehlbedarfsfinanzierung bzw. Festbetragsfinanzierung zu den

zuwendungsfähigen Ausgaben als Projektförderung für die Förderbereiche gemäß Nr.

2.2 gewährt.
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5.2 Zuwendungsfähige Ausgaben sind nur die projektbezogenen bzw. maßnahmebezoge¬

nen Ausgaben. Die zuwendungsfähigen Ausgaben und die Höhe der Zuwendung rich¬

ten sich nach den zu fördernden Maßnahmen und Projekten für die Förderbereiche

gemäß Nr. 2.

5.3 Eine Eigenleistung zu den beantragten Kosten ist in angemessenem Umfang zu er¬

bringen. Hierbei können unbare Leistungen und Teilnehmerbeiträge angerechnet wer¬

den.

5.4 Die Zuwendungen müssen sachgerecht, wirtschaftlich und sparsam sowie zweckent¬

sprechend verwendet werden.

5.5 Zuwendungsmöglichkeiten anderer Stellen sollen in Anspruch genommen werden und

bei Antragstellung sowie im Verwendungsnachweis angegeben werden.

5.6 Eine Doppelförderung ist ausgeschlossen.

6. Jugendarbeit nach §11 SGB VIII

6.1 Einrichtungen der offenen Kinder- und Jugendarbeit

6.1.1 Personalausgaben

Mit der Beschäftigung von Fachkräften soll in den Kinder- und Jugendeinrichtungen

sowie in der Landjugendarbeit und den mobilen Projekten der aufsuchenden Jugend¬

arbeit die offene Kinder- und Jugendarbeit kontinuierlich umgesetzt werden. Als Fach¬

kräfte gelten Personen, die eine sozialpädagogische Qualifikation nachweisen können.

Anerkannt werden entsprechend des Fachkräftegebotes des Landes Sachsen-Anhalt

alle pädagogischen Abschlüsse (Sozialarbeiterinnen/Sozialarbeiter, Soz alpädagogin-

nen/Sozialpädagogen, Erzieherinnen/Erzieher, Pädagoginnen/Pädagogen) wie auch

Abschlüsse berufsbegleitender Studiengänge mit anerkanntem Abschluss (Fachkraft

für soziale Arbeit). Weiterhin gelten als Fachkräfte Personen, die sich für die jeweilige

Aufgabe nach ihrer Persönlichkeit eignen und eine dieser Aufgabe entsprechende

Ausbildung erhalten haben oder aufgrund besonderer Erfahrungen in der sozialen Ar¬

beit in der Lage sind, die Aufgabe zu erfüllen.

Voraussetzung der Personalkostenbezuschussung ist der Beschluss des Jugendhil¬

feausschusses zur Vergabe der Personalkosten für das jeweilige Jahr anhand der Ju¬

gendh lfeplanung, Teilplan Jugendförderung.

Personalkostenzuschüsse können maximal 2 sozialpädagogischen Fachkräften je Ein¬

richtung der Kinder- und Jugendarbeit gewährt werden.

Auf das Besserstellungsverbot ge  , der AN-Best/P, Punkt 1.3. wird ausdrücklich ver¬

wiesen.

6.1.2 Pauschalbetrag für Einrichtungen der Kinder- und Jugendarbeit

Freie und kommunale Träger der Kinder- Jugendarbeit, die einen in der Teilplanung

der Jugendarbeit durch den Jugendhilfeausschuss bestätigten Jugendraum, Jugend¬

club oder bestätigtes Jugendzentrum betreiben, können je Jugendraum bis zu 500,00

EUR, je Jugendclub bis zu 2.400,00 EUR und je Jugendzentrum bis zu 5.000,00 EUR

beantragen. Dies geschieht unter der Voraussetzung, dass der jeweilige Jugendraum,

Jugendclub und das Jugendzentrum fester Bestandteil der Jugendhilfeplanung ist.
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Diese Mittel können für anteilige Personalkosten (nicht sozialversicherungspflichtige

Personalkosten), Betriebskosten, Sachkosten sowie Anschaffungen (keine Investitio¬

nen) und Ausgaben zur Erhaltung der Einrichtungen in den Einrichtungen der offenen

Kinder- und Jugendarbeit verwendet werden.

Förderfähige Personalkosten können z. B. sein:

- Honorare für Referenten, sonstige Honorarkosten,

- Absolventen eines Freiwilligen Sozialen Jahres (FSJ) oder zur Unterstützung

ehrenamtlicher Tätigkeit

Förderfähige Betriebskosten können z. B. sein:

- Miete, Raummietkosten

- Müllabfuhr

- Brennstoffe, Strom, Gas , Wasser/Abwasser

- Kosten für Verwaltungsbedarf (Telefon, Porto)

Steuern und gesetzlich vorgeschriebene Versicherungen

- Reinigungsmaterial

- GEMA, GEZ

- Gebühren

- Treibstoffe für Kfz, Fahrtkosten

- Ausgaben für Veröffentlichungen, Öffentlichkeitsarbeit

- kleinere Reparaturen bis zu 20 % der Gesamtbetriebskosten

Förderfähige Sachkosten können z. B. sein:

Als Sachkosten werden Materialkosten oder Verbrauchskosten anerkannt. Entschei¬

dend ist, dass hier nur Dinge bezuschusst werden können, die nicht inventarisiert und

nicht als Investitionen angesehen werden können. Die Materialien, die somit finanziert

werden, sollen dazu dienen, Jugendarbeit flexibler zu gestalten und spontan Ideen der

Kinder und Jugendlichen umsetzen zu können.

Förderfähige Ausgaben für Anschaffungen (keine Investitionen) können z. B.

sein:

Es sind nur solche Anschaffungen förderungswürdig, die der Durchführung und Aus¬

gestaltung der Jugendarbeit dienen, z. B. Material für die pädagogische Arbeit oder

Material für erlebnispädagogische Maßnahmen. Der Antragsteller hat die Aktivitäten

nachzuweisen, die die Anschaffung rechtfertigt.

Es dürfen nur Gegenstände (Wirtschaftsgüter) beantragt werden, wenn die Ausgaben

für die Anschaffung oder Herstellung des einzelnen Gegenstandes unter 410,00 EUR

liegen.

Förderfähige Ausgaben zur Erhaltung der Einrichtungen der Kinder- und

Jugendarbeit (keine Investitionen) können sein:

Maßnahmen, die der Werterhaltung der Gebäude und baulichen Anlagen dienen und

keine Werterhöhung bringen. Die Förderung umfasst hauptsächlich Materialkosten zur

Renovierung durch die Benutzergruppen für die Einrichtung der Kinder- und Jugend¬

arbeit.
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6.2 Ausgaben für die Aus- und Fortbildung von Mitarbeitern und ehrenamtlichen

Mitarbeitern

Teilnehmer an Schulungen müssen mindestens 16 Jahre alt sein. Die Ausbildung zur

Erlangung des amtlichen Jugendgruppenleiterausweises wird vorrangig gefördert. Ju¬

gendgruppenleiterschulungen müssen sich inhaltlich an den bundeseinheitlichen

Grundsätzen zur Ausbildung von Jugendgruppenleitern orientieren.

Die Schulungen können als mehrtägige Seminare, Ganztagsseminare und regelmä¬

ßige Abendveranstaltungen mit gleichem Teilnehmerkreis durchgeführt werden.

6.3 Maßnahmen der Kinder- und Jugendbildung

Zu den zuwendungsfähigen Ausgaben gehören insbesondere Aufwendungen für

außerschulische Bildungsveranstaltungen.

Die außerschulischen Bildungsveranstaltungen sollen einen konkreten Inhalt aufwei¬

sen und den Jugendlichen eine Orientierungshilfe geben. Die Angebote der Bildungs¬

veranstaltungen sollen sich an den Interessen junger Menschen orientieren.

Förderungsfähig sind Bildungsveranstaltungen in Form von eintägigen oder mehrtägi¬

gen Seminaren. Die Zuwendung wird für eine Mindestteilnehmerzahl von 10 Teilneh¬

mern/innen mit einem Umfang ab 5 Unterrichtsstunden mit bis zu 7,00 EUR je Teil¬

nehmer/innen gewährt.

6.4 Maßnahmen der Kinder- und Jugenderholung, -freizeit

Förderfähig sind Ausgaben für Tagesfahrten sowie für Freizeiten (mind. 2-14 Über¬

nachtungen).

6.4.1 Tagesfahrten

Die Zuwendung wird für eine Mindestteilnehmerzahl von 10 Teilnehmern/innen mit

bis zu 5,00 EUR je Teilnehmer/innen je Tag gewährt. In der Regel wird auf angefan¬

gene 10 Teilnehmer ein Betreuer mit bis zu 7,00 EUR bezuschusst.

6.4.2 Freizeiten

Die Zuwendung wird für eine Mindesteilnehmerzahl von 10 Teilnehmern/innen mit bis

zu 7,00 EUR je Teilnehmer/innen je Tag gewährt. In der Regel wird auf angefangene

10 Teilnehmer/innen ein Betreuer/ehrenamtlich tätiger Betreuer mit bis zu 10,00 EUR

je Tag als Aufwandsentschädigung bezuschusst.

Der An- und Abreisetag zählen als ein Tag.

6.5 Sonstige Maßnahmen, Projektförderung für Maßnahmen der Kinder- und

Jugendarbeit

Projekte und sonstige Maßnahmen sind thematisch ausgerichtet und werden durch ein

pädagogisches Konzept begründet. Zuwendungen können öffentliche und freie Träger

erhalten. Ein angemessener Eigenanteil ist durch den Träger zu gewährleisten.
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Zuwendungsfähige Ausgaben können sein: Sachkosten, anteilige Betriebskosten,

anteilige Personalkosten, Kosten für Anschaffungen, Materialkosten und Kosten für

die Ausgestaltung von Veranstaltungen wie z. B.:

- Treibstoffe

Fahrtkosten

Literatur/Fachbücher

pädagogisches Material

pädagogische Maßnahmen

Öffentlichkeitsarbeit
Honorarkosten

anteilige Kosten für Freiwilliges Soziales Jahr (FSJ)

7. Förderung der Jugendverbände nach § 12 SGB VIII

Die zahlenmäßig größten Verbände und Vereine können in Anlehnung an die Mitglie¬

derzahl und an das Antragsvolumen eine pauschale Förderung im Rahmen der zur

Verfügung stehenden Haushaltsmittel erhalten.

Der Jugendhilfeausschuss entscheidet jährlich über die zu bewilligende Summe.

7.1 Kinder- und Jugendfeuer ehr im Kreisfeuerwehrverband Salzlandkreis

Im Rahmen der zur Verfügung stehenden Pauschalsumme in Höhe von bis zu

24.000,00 EUR können Sach-, Betriebs- und anteilige Personalkosten zur Förderung

des Jugendverbandes sowie für die eigenen Maßnahmen der Kinder- und Jugender¬

holung verwendet werden.

Die Kinder- und Jugendfeuerwehren erhalten in Abstimmung mit dem Statistikbogen

„Feu 905  mit dem Jahresbericht der Jugendfeuerwehren gemeinsam einen Betrag in

Höhe von 5,50 EUR je Teilnehmer aus der Pauschalsumme. Mindestens jedoch

50.00 EUR und im Höchstfall 180,00 EUR. Die Kommunen erhalten diese Mittel zur

Weiterleitung an die Kinder- und Jugendfeuerwehren.

Für Maßnahmen der Kinder- und Jugenderholung der einzelnen Kinder- und Jugend¬

feuerwehren erstellt der Verband eine Prioritätenliste in Abstimmung mit dem Land¬

kreis. Diese Prioritätenliste bildet die Grundlage für die Ausreichung der Mittel an die

jeweiligen Kinder- und Jugendfeuerwehren.

7.2 Sportjugend im Kreissportbund des Salzlandkreises

Im Rahmen der zur Verfügung stehenden Pauschalsumme in Höhe von bis zu

35.400.00 EUR können Sach-, Betriebs- und anteilige Personalkosten zur Förderung

des Jugendverbandes sowie für eigene Maßnahmen der Kinder- und Jugenderho¬

lung verwendet werden.

Für Maßnahmen der Kinder- und Jugenderholung der einzelnen Sportvereine in der

Sportjugend des Kreissportbundes des Salzlandkreises erstellt der Verband eine

Prioritätenliste in Abstimmung mit dem Landkreis. Diese bildet die Grundlage zur

Ausreichung der Mittel an die Sportjugend zur Weiterleitung an die jeweiligen

Jugendgruppen der Sportvereine.
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8. Maßnahmen mit benachteiligten jungen Menschen im Rahmen der Jugendsozi¬

alarbeit gemäß § 13 SGB VIII

Hierzu zählen vor allem Angebote, welche soziale Benachteiligungen und individuelle

Beeinträchtigungen ausgleichen sowie die schulische und berufliche Ausbildung,

Eingliederung in die Arbeitswelt und soziale Integration jugendlicher Benachteiligter

fördern.

Zu den zuwendungsfähigen Ausgaben gehören insbesondere Personalausgaben,

Sachausgaben, Betriebskosten, pädagogisches Material, pädagogische Maßnah¬

men.

Die Maßnahmen müssen mit einer sozialpädagogischen Konzeption begründet sein

(insbesondere Zielgruppen, Methoden und personelle Absicherung).

Voraussetzung der Projektförderung ist der Beschluss des Jugendhilfeausschusses

zur Vergabe der Projekte für das jeweilige Jahr und anhand der Jugendhilfeplanung

Teilplan Jugendarbeit/Jugendsozialarbeit.

9. Maßnahmen des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes ge  . § 14 SGB

VIII

Projekte und sonstige Maßnahmen sind thematisch ausgerichtet und werden durch

ein pädagogisches Konzept begründet.

Zuwendungen können öffentliche und freie Träger erhalten.

Ein angemessener Eigenanteil ist durch den Träger zu gewährleisten.

Zu den zuwendungsfähigen Ausgaben gehören Sachkosten, Kosten für Anschaffun¬

gen, Materialkosten und Kosten für die Ausgestaltung von Veranstaltungen wie z. B.:

Treibstoffe

Fahrtkosten

Literatur/Fachbücher

pädagogisches Material

pädagogische Maßnahmen

Öffentlichkeitsarbeit
Honorarkosten

10. Festbetragsfinanzierung

Der Träger erhält für die Einrichtung, für die der Vertrag zur Übernahme der Kinder-

und Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit vorliegt, den vereinbarten Festbetrag.

Sonstige Zuwendungsbedingungen

11.1 Die Bewilligungsbehörde hat das Recht, die jeweiligen Maßnahmen während der Pla¬

nung, Durchführung und nach Beendigung zu prüfen.

11.2 Die zweckentsprechende Verwendung der Mittel ist anhand des Einzelverwendungs¬

nachweises mit Belegen (Nr. 6 ANBest-GK/P) unter Verwendung des Vordruckes des

Verwendungsnachweises vorzulegen. Die Belege sind 5 Jahre nach dem Bewilli¬

gungszeitraum aufzu bewahren.
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11.3 Wenn nicht anders festgelegt, muss der Zuwendungsempfänger spätestens 4 Wochen

nach Beendigung der Maßnahme die Abrechnung und die Nachweise (Rechnungsbe¬

lege im Original für die Gesamtkosten, Kopien sind beizufügen) der Bewilligungsbe¬

hörde vorlegen. Nicht  erbrauchte Mittel sind zurückzuzahlen.

11.4 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige Unterlagen anzu¬

fordern sowie die Verwendung der Zuwendung durch örtliche Erhebungen zu prüfen

oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Der Zuwendungsempfänger hat die erforder¬

lichen Unterlagen bereitzustellen und die notwendigen Auskünfte zu erteilen. Unterhält

der Zuwendungsempfänger eine eigene Prüfeinrichtung, ist von dieser der Verwen¬

dungsnachweis vorher zu prüfen und die Prüfung unter Angabe ihres Ergebnisses zu

bescheinigen. Der Landesrechnungshof und der Fachdienst Rechnungsprüfungsamt

und Revision des Salzlandkreises sind berechtigt, bei allen Zuwendungsempfängern

zu prüfen.

12. Anweisung zum Verfahren

12.1 Zuschüsse nach dieser Richtlinie werden nur nach schriftlichem Antrag gewährt. Die

Anträge sind vor Beginn der Maßnahmen an den Salzlandkreis - Fachdienst 22

Jugend und Familie - zu richten.

Antragstermin für Maßnahmen ist der 1. November des Vorjahres. Bei kleineren Maß¬

nahmen, die eine Zuwendungssumme von 500,00 EUR nicht übersteigen, kann der

Träger noch 6 Wochen vor Beginn der Maßnahme einen Antrag stellen.

Folgende Unterlagen sind dem Antrag insbesondere beizufügen:

a) Projektbeschreibung bzw. Maßnahmebeschreibung,

b) Ausgaben- und Finanzierungsplan; Kalkulation,

c) Nachweis der Kostengünstigkeit,

d) Pädagogische Konzeption,

e) Programme,

f) Anzahl der Teilnehmer,

g) ggf. Satzung, Statut, Eintragung in das Vereinsregister, Anerkennung der

Gemeinnützigkeit und

h) Nachweis der Vertretungsberechtigung

Der Antragsteller ist verpflichtet, der Bewilligungsbehörde über den Antrag hinaus

Auskunft über die zu fördernde Maßnahme/das zu fördernde Projekt zu geben und

ggf. weitere Unterlagen vorzulegen.

12.2 Bewilligungsbehörde ist der Salzlandkreis - Fachdienst 22 Jugend und Familie.

12.3 Zuwendungen werden durch schriftlichen Zuwendungsbescheid bewilligt. Soweit dem

Antrag des Zuwendungsempfängers nicht entsprochen wird, erfolgt ein Ablehnungs¬

bescheid.

12.4 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den

Nachweis und die Prüfung der Verwendung und gegebenenfalls erforderliche Aufhe¬

bung des Zuwendungsbescheides und Rückforderung der gewährten Zuwendungen

gelten die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen der Projektförderung

(ANBest-P, Anlage 2 zur W Nr. 5.1 zu § 44 LHO, MBL ISA 2001, S. 241) und die All¬

gemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung von Gebiets¬

körperschaften und Zusammenschlüsse von Gebietskörperschaften in der Rechtsform
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einer jurist schen Person des öffentlichen Rechts (ANBest-Gk, Anlage zur W-Gk Nr.

5.1 zu § 44 LHO, MBL LSA 2001, S. 241) in der jeweils gültigen Fassung sowie die er¬

gänzenden Regelungen im Zusammenhang mit den Verwaltungsvorschriften zu den

§§ 23 und 44 LHO (Zuwendungsrechtsergänzungserlass des MF vom 06.06.2016, Az.

21.12-04011-8,  BL LSA 2016, S. 383) in der jeweils gültigen Fassung.

13. Inkrafttreten

Die Änderung der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung der

Kinder- und Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit und des erzieherischen Kinder- und Ju¬

gendschutzes im Salzlandkreis vom 12. Dezember 2013 tritt am 1. Januar 2019 in

Kraft.

Die Richtlinie ist jeweils nach Ablauf von zwei Jahren zu überprüfen.

Bacr
'¦' ane

Bauer

landrat


